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Prüfervermerk zur Vortragsakte KV-Nr. 1991 

Dieser Vermerk erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Er soll lediglich auf die Probleme hinweisen, die das Prüfungsamt veran-
lasst haben, die Aufgabe für einen Aktenvortrag auszugeben. 

A. Mandantenbegehren: Die Mandantin (B) bittet um Prüfung der Erfolgsaussichten einer Verteidigung ge-
gen die von ihrer Mitarbeiterin Saskia Köhler (K) vor dem ArbG Münster erhobenen Klage. 
Die Klage dürfte zulässig und begründet sein. 
B. Zulässigkeit: Die Klage dürfte zulässig sein.  
I. Zuständigkeit des Arbeitsgerichts Münster: 
Das Arbeitsgericht Münster ist zuständig. Der Rechtsweg zu den Arbeitsgerichten ist gem. § 2 I Nr. 3 lit. b) 
ArbGG eröffnet, da es sich um eine bürgerliche Rechtsstreitigkeit zwischen B und deren Angestellten K über 
das Bestehen oder Nichtbestehen des Arbeitsverhältnisses handelt. Gem. § 8 I ArbGG ist das Arbeitsgericht 
sachlich zuständig. Die örtliche Zuständigkeit des Arbeitsgerichts Münster ergibt sich aus dem besonderen 
Gerichtsstand gem. § 48 Ia S. 1 ArbGG, da K ihre Arbeit zuletzt gewöhnlich im Zustellungsbezirk Münster-
Kreuzviertel verrichtet hat. Daneben dürfte die örtliche Zuständigkeit auch aus den §§ 21 ZPO, 46 II 1 ArbGG 
(Gerichtsstand der Niederlassung) bzw. §§ 29 ZPO, 46 II 1 ArbGG (Gerichtsstand des Erfüllungsortes) folgen.  
II. Zulässigkeit des Feststellungsantrags:  

Das für den Feststellungsantrag nach § 256 I ZPO zu fordernde Feststellungsinteresse als Ausprägung des 
allgemeinen Rechtsschutzbedürfnisses dürfte zu bejahen sein. Ein solches rechtliches Interesse an alsbaldi-
ger Feststellung ist bei einem Streit über den (Fort-)Bestand eines Arbeitsverhältnisses grundsätzlich anzu-
nehmen (vgl. Zöller-Greger, ZPO, 32. Aufl. 2018, § 256 Rn. 11a). 
C. Begründetheit der Klage: Die Klage dürfte auch begründet sein.  
I. Klageantrag zu 1.: Das durch den Arbeitsvertrag vom 23.02.1995 begründete Arbeitsverhältnis zwischen K 
und B dürfte nicht durch den Auflösungsvertrag vom 19./29.06.2020 beendet worden sein und damit fortbe-
stehen. 
1. Nichtigkeit des Vertrages wegen Nichteinhaltung der Schriftform gem. §§ 623, 126 II 1, 125 BGB: 

Der Auflösungsvertrag dürfte bereits wegen Nichteinhaltung der Schriftform der Annahmeerklärung der B nach 
§§ 623, 126 II 1, 125 BGB nichtig sein.  
Ein Vertrag wird gem. §§ 145 ff. BGB durch ein Angebot und dessen Annahme abgeschlossen. K hat mit der 
Unterzeichnung des ihr vorgelegten Vertragsentwurfs der B den Abschluss eines Auflösungsvertrages ange-
boten. Dieses Angebot dürfte B nicht wirksam angenommen haben. 
a. Keine rechtzeitige Vertragsannahme gem. § 147 BGB: Bei dem Gespräch am 19.06.2020 und der Un-
terzeichnung des Vertragsentwurfs durch K war keine Person anwesend, die B rechtlich hätte vertreten kön-
nen, weshalb die Annahmefrist des § 147 I BGB hier nicht gelten dürfte. Der „unter Abwesenden“ gemachte 
Antrag konnte daher gem. § 147 II BGB von B nur bis zu dem Zeitpunkt angenommen werden, in welchem K 
den Eingang der Antwort unter regelmäßigen Umständen erwarten durfte. Eine solche Annahmeerklärung der 
B ist zum Bearbeitungszeitpunkt nicht erfolgt.  
aa. Die mit Schreiben vom 08.07.2020 übersandte Kopie der Auflösungsvereinbarung, die unter dem Da-
tum des 29.06.2020 vom vertretungsberechtigten Leiter der Personalabteilung Dunkerbeck unterzeichnet wor-
den war, ist insoweit ohne Bedeutung. Sie wahrt nicht die gem. § 623 BGB auch bei der Annahmeerklärung 
zu beachtende Schriftform. Bei der Annahmeerklärung handelt es sich um eine empfangsbedürftige Wil-
lenserklärung. Diese muss dem Antragenden in Schriftform zugehen. Erforderlich ist daher der Zugang der 
unterzeichneten Vertragsurkunde im Original (vgl. LAG Thüringen, Urt. v. 27.01.2009 – 7 Sa 597/07, juris 
Rn. 21). Eine Kopie dürfte nicht genügen (vgl. Palandt-Ellenberger, BGB, 79. Aufl. 2020, § 126 Rn. 12). Es 
spielt daher auch keine Rolle, ob K die Kopie des Vertrages erst am 10.07.2020 oder bereits früher erhalten 
hat, was im Übrigen angesichts des unstreitig auf den 08.07.2020 datierten Begleitschreibens unwahrschein-
lich ist. 
bb. Zum Bearbeitungszeitpunkt am 17.08.2020 dürfte hingegen die Annahmefrist des § 147 II BGB über-

schritten sein. Eine allgemein für alle Fälle geltende Frist besteht nicht. Vielmehr richtet sich diese gem. 
§ 147 II BGB danach, innerhalb welchen Zeitraums K unter regelmäßigen Umständen die Annahme des Auf-
lösungsvertrages erwarten durfte. Vorliegend durfte K davon ausgehen, dass der Zugang der Annahmeerklä-
rung innerhalb der Zeitspanne erfolgen werde, die notwendig war, um das Angebot zur Hauptniederlassung 
der B nach Köln zu schicken, über dessen Annahme zu entscheiden und auf ihm die notwendige Unterschrift 
einer vertretungsberechtigten Person anzubringen sowie die Annahmeerklärung anschließend K wieder zuzu-
leiten. Diese Zeitspanne dürfte mit fast zwei Monaten zwischen Unterzeichnung des Angebotes durch K am 
19.06.2020 und dem Bearbeitungszeitpunkt am 17.08.2020 deutlich überschritten sein, zumal die Mitarbeiterin 
der B und Vorgesetzte der K, Frau Voss (V), den Abschluss des Vertrages als sehr dringend behandelt hatte. 
Folglich dürfte die formwirksame Annahme des Angebotes durch B zum Bearbeitungszeitpunkt nicht mehr 
möglich und daher ein diesbezüglicher Rat obsolet sein.  
b. Annahme des Antrags nicht gem. § 151 BGB entbehrlich: Ein Verzicht der K auf den Zugang einer 
formgerechten Annahmeerklärung dürfte zu verneinen sein. Ein solcher Verzicht kann sich zwar auch aus den 
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Umständen ergeben (vgl. Palandt-Ellenberger, § 151 Rn. 3; LAG Baden-Württemberg, Urt. v. 18.12.2008        
– 11 Sa 59/08, juris Rn. 46). Da aber nach der gesetzlichen Konzeption das Erfordernis der (formgerechten) 
Angebotsannahme der Regelfall ist, sind für die Annahme eines konkludenten Verzichts klare positive Anhalt-
punkte in dem Verhalten des Antragenden erforderlich (LAG Hamm, Urt. v. 30.09.2014 - 9 Sa 476/14, n.v.), 
die hier nicht ersichtlich sind. Im Gegenteil: Auf Nachfrage der K bzgl. der fehlenden Unterschrift der B hat V 
ihr die baldige Zuleitung des gegengezeichneten Vertrages angekündigt. Anhaltspunkte dafür, dass ein Berufen auf 

die Formnichtigkeit treuwidrig sein könnte (§ 242 BGB), dürften nicht bestehen.  
2. Nichtigkeit des Vertrages gem. §§ 123 I, 142, 143 BGB wegen wirksamer Anfechtung: 
Für den Fall der Annahme eines wirksamen Vertragsschlusses dürfte der Auflösungsvertrag aber jedenfalls 
infolge einer wirksamen Anfechtung der K gem. §§ 123 I, 142, 143 BGB unwirksam sein. 
a. Anfechtungserklärung, Anfechtungsfrist: K hat mit anwaltlichem Schreiben vom 22.06.2020 innerhalb 
der Anfechtungsfrist nach § 124 I, II BGB die Anfechtung ihres Angebotes auf Abschluss des Auflösungsver-
trages erklärt (§ 143 I BGB). 
b. Anfechtungsgrund: aa. Als Anfechtungsgrund dürfte eine arglistige Täuschung gem. § 123 I BGB sei-
tens V in Betracht zu ziehen sein. Da V als Hilfsperson der B - also nicht als Dritte i.S.v. § 123 II BGB - anzu-
sehen sein dürfte, muss B sich deren Verhalten/Erklärungen zurechnen lassen (vgl. BAG, Urt. v. 15.12.2005 – 
6 AZR 197/05, juris Rn. 16). Eine Täuschung der K ist dahingehend erfolgt, dass V unzutreffender Weise er-
klärt hat, bei Abschluss eines Auflösungsvertrages werde keine Sperrfrist bzgl. des Arbeitslosengeldes seitens 
der Arbeitsagentur angeordnet. Zweifelhaft ist allerdings, ob V arglistig gehandelt hat. Arglist erfordert keine 
Absicht; der Täuschende muss jedoch zumindest bedingt vorsätzlich gehandelt, also die Unrichtigkeit seiner 
Angaben für möglich gehalten haben (Palandt-Ellenberger, § 123 Rn. 11). Ob V mit der Unrichtigkeit ihrer Er-
klärung gerechnet hat, lässt sich den Ausführungen des Herrn Mölters (M) nicht entnehmen, da diese lediglich 
gegen eine absichtliche Täuschung sprechen. Gegen ein „Fürmöglichhalten“ spricht allerdings der Hinweis im 
Auflösungsvertrag, dass eine unverzügliche Arbeitslosmeldung „zur Aufrechterhaltung ungekürzter Ansprü-
che“ nahegelegt wird. Ob das Gericht zugunsten der insoweit darlegungs- und beweisbelasteten K eine arglis-
tige Täuschung annehmen wird, dürfte jedenfalls nicht eindeutig sein. 
bb. Es dürfte aber in jedem Fall eine widerrechtliche Drohung seitens V zu bejahen sein. Die Drohung mit 
einer außerordentlichen Kündigung ist widerrechtlich, wenn ein verständiger Arbeitgeber eine solche Kündi-
gung nicht ernsthaft in Erwägung ziehen durfte. Es ist nicht erforderlich, dass die Einschätzung des Arbeitge-
bers sich in einem Kündigungsschutzprozess als rechtsbeständig erweist. Er darf aber eine außerordentliche 
Kündigung dann nicht in Aussicht stellen, wenn er unter Abwägung aller Umstände des Einzelfalles vertretbar 
davon ausgehen musste, die angedrohte Kündigung werde einer arbeitsgerichtlichen Überprüfung mit hoher 
Wahrscheinlichkeit nicht Stand halten (vgl. BAG, Urt. v. 15.12.2005 – 6 AZR 197/05, juris Rn. 23; Palandt-
Ellenberger, § 123 Rn. 22). Für diese Voraussetzungen ist K darlegungs- und beweisbelastet. Da es sich al-
lerdings um einen Negativbeweis handelt, dürfte B nach den Grundsätzen der sekundären Darlegungs- und 
Beweislast zum substantiierten Bestreiten der negativen Tatsache verpflichtet sein und K müsste sodann die 
in diesem Zusammenhang vorgetragenen Umstände widerlegen. Die Bewertung des Einzelfalles hat unter 
Beachtung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes zu erfolgen. Dabei lassen sich die Umstände, an Hand derer 
zu beurteilen ist, ob dem Arbeitgeber die Weiterbeschäftigung zumutbar ist oder nicht, nicht abschließend fest-
legen. Zu berücksichtigen sind aber regelmäßig das Gewicht und die Auswirkung der in Rede stehenden 
Pflichtverletzung, der Grad des Verschuldens des Arbeitnehmers, eine mögliche Wiederholungsgefahr sowie 
die Dauer des Arbeitsverhältnisses und dessen störungsfreier Verlauf. Eine außerordentliche Kündigung 
kommt nur in Betracht, wenn es keinen angemessenen Weg für die Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses gibt, 
weil dem Arbeitgeber sämtliche milderen Reaktionsmöglichkeiten unzumutbar sind (vgl. BAG, Urt. v. 
09.06.2011 – 2 AZR 323/10, juris Rn. 27). Auf dieser Grundlage hätte B als verständige Arbeitgeberin nicht 
annehmen dürfen, die Fortsetzung des Vertragsverhältnisses sei für sie unzumutbar und die Kündigung daher 
gerechtfertigt. Zu berücksichtigen ist, dass die von B erhobenen Vorwürfe, die auf einer beauftragten Be-
obachtung seitens des Mitarbeiters Jansen (J) beruhen, nur in einem einzigen Punkt Stand halten dürften. Die 
Pflichtwidrigkeit dürfte sich auf eine dreiminütige Überschreitung der Pausenzeit beschränken. Angesichts der 
24jährigen beanstandungsfreien Vertragsdauer dürfte eine außerordentliche Kündigung nicht angemessen 
sein; vielmehr erscheint eine vorherige Abmahnung als milderes und zumutbares Mittel. 
II. Klageantrag zu 2.: Da das Arbeitsverhältnis nach dem Vorstehenden nicht durch den Auflösungsvertrag 
beendet worden sein dürfte, dürfte B verpflichtet sein, K weiterhin zu den gleichen Konditionen als Zustellerin 
zu beschäftigen. 
D. Zweckmäßigkeitserwägungen: B ist zu raten, die Klageansprüche schriftsätzlich, spätestens aber im Gü-
tetermin anzuerkennen. Besonders aufmerksame Prüflinge werden erkennen, dass in diesem Fall gem. Nr. 8210 II 1 des Kosten-

verzeichnisses zum GKG die Gerichtskosten, die andernfalls, also bei einem der Klage stattgebenden Urteil, B zu zahlen haben dürfte, 

vollständig entfallen, da das Verfahren ohne streitige Verhandlung beendet würde. Die Kenntnis dieser Regelung wird allerdings nicht 

erwartet. 

  


